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185. Kundmachung: Geltungsbereich des Zollabkommens über die vorübergehende Einfuhr pri-
vater Straßenfahrzeuge

186. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
187. Kundmachung: Geltungsbereich des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen

185. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zollabkom-
mens über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenfahrzeuge

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen findet auf Grund von Erklärungen des
Vereinigten Königreichs und der Volksrepublik China das Zollabkommen über die vorübergehende
Einfuhr privater Straßenfahrzeuge (BGBl. Nr. 131/1956, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 238/1994,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 361/1996) auf die Sonderverwaltungsregion Hong-
kong weiterhin Anwendung.

Ferner hat Polen am 16. Oktober 1997 den anläßlich der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde
erklärten Vorbehalt zurückgenommen.

Klima

186. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien am 28. Juli 1999 ihre Ratifikationsurkunde zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
(BGBl. Nr. 320/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 119/1999) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde hat die ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien nachstehende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Erklärung im Hinblick auf Art. 6:

Unter Bedachtnahme auf Artikel 4 der Verfassung der Republik Mazedonien, der die Auslieferung
von Staatsangehörigen der Republik Mazedonien nicht erlaubt, werden die Bestimmungen dieses Über-
einkommens nur auf Personen angewendet, die nicht Staatsangehörige der Republik Mazedonien sind.

Vorbehalte im Hinblick auf die Art. 1, 12 und 18:

Zu Art. 1:

Die Republik Mazedonien wird der Übergabe der verlangten Person nicht zustimmen, wenn diese
Person durch ein Ausnahmegericht verfolgt wird, oder in Fällen, in denen die Übergabe Zwecke der
Vollstreckung einer Strafe, einer Sicherungsmaßnahme oder Erziehungsmaßnahme begehrt wird, die von
einem solchen Gericht verhängt wurde.

Zu Art. 12:

Selbst in Fällen, in denen das endgültige Erkenntnis oder der Haftbefehl von den zuständigen
Behörden in einem Staat erlassen wurde, die Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, behält sich die
Republik Mazedonien das Recht vor, die begehrte Übergabe abzulehnen, wenn eine Prüfung des gegen-
ständlichen Falls zeigt, daß das bezeichnete Erkenntnis oder der Haftbefehl offensichtlich unbegründet
sind.
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Zu Art. 18:

Für den Fall, daß die begehrte Person zum festgesetzten Zeitpunkt nicht durch den ersuchenden Staat
übernommen wird, behält sich die Republik Mazedonien das Recht vor, die über diese Person verhängten
freiheitsbeschränkenden Maßnahmen aufzuheben.

Klima

187. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zweiten
Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien am 28. Juli 1999 ihre Ratifikationsurkunde zum Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen
Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III
Nr. 149/1998) hinterlegt.

Klima


